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Gesetzentwurf
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung von Fusionsprozessen von
Krankenkassen

A. Problem und Ziel

Fusionen gesetzlicher Krankenkassen müssen zwar von den Aufsichtsbehörden
des Bundes und/oder der Länder genehmigt werden, doch enthält das Fünfte
Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) keine inhaltlichen Vorgaben, die als Grundlage
für die Prüfung eines Vereinigungsbeschlusses von zwei oder mehr Krankenkas-
sen herangezogen werden können.

Die Genehmigungsfähigkeit ist vielmehr ausschließlich an die Erfüllung forma-
ler Voraussetzungen, wie übereinstimmende, formell korrekt gefasste Beschlüs-
se aller betroffenen Verwaltungsräte sowie Beifügung einer Satzung, eines
Vorschlages zur Berufung der Mitglieder des künftigen Verwaltungsrates und
einer Vereinbarung über die Rechtsbeziehungen zu Dritten, geknüpft.

Auf diese Weise müssen den Aufsichtsbehörden weder die Motive noch vor
allem die Folgen von Fusionen für die Versichertengemeinschaft dargelegt
werden.

Eine Konkretisierung der Bestimmungen über die Fusionsvoraussetzungen ist
geboten, um Transparenz bei den Auswirkungen von Fusionen auf die regiona-
len Versorgungsstrukturen, auf die Leistungsfähigkeit und auf die wirtschaft-
liche Situation (Beitragssatz) der künftigen fusionierten Krankenkasse herzu-
stellen.

Ferner verfolgt der Gesetzentwurf das Ziel, eine bislang gegebene Ungleich-
behandlung zwischen Allgemeinen Ortskrankenkassen und Betriebs- bzw.
Innungskrankenkassen zu beenden, indem künftig auch bei den letztgenannten
– sofern sie geöffnet sind – im Falle von länderübergreifenden Fusionen ein
Staatsvertrag zu schließen ist.

B. Lösung

Der Gesetzentwurf sieht Neufassungen, Ergänzungen sowie Konkretisierungen
der §§ 143, 144, 145, 150, 160, 168 und 168a SGB V vor.

Diese beziehen sich auf

– die Vorlage genehmigungsfähiger Unterlagen bei Fusionsprozessen,

– die Versagensgründe von Fusionen,

– die Klarstellung des Begriffs der Region und
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– das Erfordernis eines Staatsvertrages auch bei Fusionen außerhalb des Berei-
ches von Allgemeinen Ortskrankenkassen.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten für die öffentlichen Haushalte

Keine

E. Sonstige Kosten

Keine
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung von Fusionsprozessen von
Krankenkassen

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
– Gesetzliche Krankenversicherung –

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kran-
kenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), zuletzt geändert durch …,
wird wie folgt geändert:

1. § 143 wird wie folgt geändert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Region umfasst höchstens das Gebiet eines Lan-
des.“

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Regionen“ durch
die Wörter „Region innerhalb des Landes“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Die Erstreckung einer Ortskrankenkasse über
mehrere Regionen über Landesgrenzen hinaus setzt
einen Staatsvertrag voraus, der von allen betroffenen
Ländern gemeinsam zu vereinbaren ist.“

2. § 144 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „sich“ die Wör-
ter „zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit oder
der Leistungsfähigkeit“ eingefügt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sie haben den Beschluss umfassend zu begrün-
den und überprüfbare Unterlagen hierzu vorzu-
legen.“

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„Ein organisatorisches und personalwirtschaftli-
ches sowie finanzielles Konzept zum Zusammen-
wachsen der Kassen ist beizufügen.“

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Der Beschluss bedarf der Genehmigung der
vor der Vereinigung zuständigen Aufsichtsbehörden.
Diese können die Genehmigung des Vereinigungsbe-
schlusses der bisher ihrer Aufsicht unterstehenden
Krankenkasse insbesondere dann versagen, wenn

1. durch die Vereinigung regionale gesundheitliche
Versorgungsstrukturen gefährdet würden (Gefähr-
dung regionaler Versorgungsstrukturen) oder

2. sich für die Versicherten der ihrer Aufsicht bisher
unterstehenden Krankenkasse Nachteile dadurch
ergeben würden, dass die organisatorische und

personalwirtschaftliche Leistungsfähigkeit der
nach der Vereinigung entstandenen Krankenkasse
nicht der der bisher bestehenden Krankenkasse
entspricht (Verschlechterung der Leistungsfähig-
keit), oder

3. der allgemeine Beitragssatz der nach der Vereini-
gung entstandenen Krankenkasse höher ist als der
allgemeine Beitragssatz der bisher ihrer Aufsicht
unterstehenden Krankenkasse (Erhöhung des Bei-
tragssatzes).“

c) In Absatz 3 werden nach dem Wort „Die“ die Wörter
„nach der Vereinigung zuständige“ eingefügt.

3. In § 145 Abs. 2 Nr. 2 wird Satz 2 gestrichen.

4. § 150 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „sich“ die Wör-
ter „zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit oder
der Leistungsfähigkeit“ eingefügt.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„§ 144 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 1a Satz 2 gilt
entsprechend.“

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Für landesunmittelbare Betriebskrankenkas-
sen, deren Satzungen eine Regelung nach § 173
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 enthalten, gilt § 143 Abs. 3 ent-
sprechend, wenn die Betriebskrankenkassen ihren
Sitz in verschiedenen Ländern haben.“

5. § 160 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „sich“ die Wörter
„zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit oder der
Leistungsfähigkeit“ eingefügt.

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 144 Abs. 2 bis 4“ durch
die Angabe „§ 144 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 1a Satz 2
und Abs. 2 bis 4“ ersetzt.

c) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt:

„Für landesunmittelbare Innungskrankenkassen, de-
ren Satzungen eine Regelung nach § 173 Abs. 2
Satz 1 Nr. 4 enthalten, gilt § 143 Abs. 3 entsprechend,
wenn die Innungskrankenkassen ihren Sitz in ver-
schiedenen Ländern haben.“

6. § 168 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Ersatzkassen können sich durch Satzungsregelung
auf eine, mehrere oder alle Regionen erstrecken.“

b) In Satz 2 wird das Wort „Erweiterung“ durch das Wort
„Erstreckung“ ersetzt.
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7. § 168a Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „sich“ die Wörter
„zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit oder Leis-
tungsfähigkeit“ eingefügt.

b) In Satz 3 wird die Angabe „§ 144 Abs. 2 bis 4“ durch
die Angabe „§ 144 Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 1a Satz 2
und Abs. 2 bis 4“ ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Begründung

A.  Allgemeiner Teil

I. Notwendigkeit und Zielsetzung des Gesetzes

Fusionen gesetzlicher Krankenkassen müssen zwar von den
Aufsichtsbehörden des Bundes und/oder der Länder geneh-
migt werden, doch enthält das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch
(SGB V) keine inhaltlichen Vorgaben, die als Grundlage für
die Prüfung eines Vereinigungsbeschlusses von zwei oder
mehr Krankenkassen herangezogen werden können.

Die Genehmigungsfähigkeit ist vielmehr ausschließlich an
die Erfüllung formaler Voraussetzungen, wie übereinstim-
mende, formell korrekt gefasste Beschlüsse aller betroffenen
Verwaltungsräte sowie Beifügung einer Satzung, eines Vor-
schlages zur Berufung der Mitglieder des künftigen Verwal-
tungsrates und einer Vereinbarung über die Rechtsbeziehun-
gen zu Dritten, geknüpft.

Auf diese Weise müssen den Aufsichtsbehörden weder die
Motive noch vor allem die Folgen von Fusionen für die Ver-
sichertengemeinschaft dargelegt werden.

Eine Konkretisierung der Bestimmungen über die Fusions-
voraussetzungen ist geboten, um Transparenz bei den
Auswirkungen von Fusionen auf die regionalen Versor-
gungsstrukturen, auf die Leistungsfähigkeit und auf die wirt-
schaftliche Situation (Beitragssatz) der künftigen fusionier-
ten Krankenkasse herzustellen.

Ferner verfolgt das Gesetz das Ziel, eine bislang gegebene
Ungleichbehandlung zwischen Allgemeinen Ortskranken-
kassen und Betriebs- bzw. Innungskrankenkassen zu been-
den, indem künftig auch bei den letztgenannten – sofern sie
geöffnet sind – im Falle von länderübergreifenden Fusionen
ein Staatsvertrag zu schließen ist.

II. Wesentlicher Inhalt des Gesetzes

Das Gesetz sieht Neufassungen, Ergänzungen sowie Kon-
kretisierungen der §§ 143, 144, 145, 150, 160, 168 und 168a
SGB V vor.

Diese beziehen sich auf

– die Vorlage genehmigungsfähiger Unterlagen bei Fu-
sionsprozessen,

– die Versagensgründe von Fusionen,

– die Klarstellung des Begriffs der Region und

– das Erfordernis eines Staatsvertrages auch bei Fusionen
außerhalb des Bereiches von Allgemeinen Ortskranken-
kassen.

III. Kosten

Kosten sind mit den vorgesehenen Änderungen nicht ver-
bunden.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Fünften Buches
Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (§ 143)

Zu Buchstabe a (§ 143 Abs. 1 Satz 2 – neu –)

Mit dem Gesundheitsstrukturgesetz vom 21. Dezember
1992 (BGBl. I S. 2266, 2482) wurde der Bezirk einer kreis-
freien Stadt oder eines Landkreises durch die Region als
Bezugsebene für die Gliederung der Ortskrankenkassen er-
setzt. Die Regelung des § 143 Abs. 2 sowie die Begründung
hierzu machen deutlich, dass grundsätzlich die Region mit
dem Gebiet des Landes gleichzusetzen ist (vgl. Bundestags-
drucksache 12/3608, Einzelbegründung zu Artikel 1 Nr. 73
– § 143 – des Gesundheitsstrukturgesetzes).

Die Gleichsetzung der Region mit dem gesamten Gebiet
eines Landes entspricht auch der Zuständigkeit der Länder
für die gesundheitliche Versorgungsstruktur nach den Arti-
keln 30 und 83 des Grundgesetzes. Die Länder können durch
Rechtsverordnung unterhalb der Landesebene oder durch
Staatsvertrag über die Landesebene hinaus unmittelbar und
gestaltend die gesundheitliche Versorgungsregion ändern,
wenn dies aufgrund der Versorgungsstrukturen oder anderer
ausreichend begründeter Kriterien erforderlich ist.

Zielsetzung des Gesundheitsstrukturgesetzes ist es, im Rah-
men einer Verbesserung des Wettbewerbs größere und effek-
tivere Versicherungsträger zu ermöglichen. Dieser Prozess
hat dazu geführt, dass – mit Ausnahme eines Landes – nur
noch landesweite Ortskrankenkassen bestehen. Der Zielset-
zung des Gesundheitsstrukturgesetzes sowie den eingetrete-
nen gesellschaftlichen und ökonomischen Rahmenbedingun-
gen folgend werden zwischenzeitlich auch Überlegungen für
überregionale Vereinigungen von Ortskrankenkassen ange-
stellt. Parallel zu der Entwicklung bei den Ortskrankenkassen
haben eine Reduzierung und auch eine zunehmende Öffnung
von Betriebs- bzw. Innungskrankenkassen stattgefunden. Für
geöffnete Betriebs- bzw. Innungskrankenkassen wird nach
§ 173 Abs. 2 Satz 2 SGB V der Erstreckungsbereich durch die
abgegrenzten Regionen der Allgemeinen Ortskrankenkassen
im Sinne des § 143 Abs. 1 SGB V definiert, in denen Betriebe
bestehen. Im Falle einer länderübergreifenden Vereinigung
von zwei landesweiten Ortskrankenkassen würde sich ein an
die vereinigte Ortskrankenkasse gebundener neuer Erstre-
ckungsbereich ergeben. Dieser neue Erstreckungsbereich
würde analog auch für die geöffneten Betriebs- bzw. Innungs-
krankenkassen gelten, ohne dass die betroffenen Betriebs-
bzw. Innungskrankenkassen durch Satzungsbeschluss ihren
Erstreckungsbereich erweitern. Um diese Folgewirkung zu
vermeiden, bedarf es einer Klarstellung, dass Regionen in al-
ler Regel mit den für die gesundheitliche Versorgung zustän-
digen Ländern identisch sind. Durch länderübergreifende
Vereinigungen von Ortskrankenkassen durch Staatsvertrag
blieben die Regionen bestehen; eine vereinigte Ortskranken-
kasse würde sich dann über zwei abgegrenzte Regionen er-
strecken. Der Erstreckungsbereich geöffneter Betriebs- bzw.
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Innungskrankenkassen bliebe von der Vereinigung zweier
Ortskrankenkassen unberührt.

Absatz 1 Satz 2 stellt somit klar, dass die abgegrenzte Region
höchstens mit dem gesamten Gebiet eines Landes gleichge-
setzt ist. Die Zuständigkeit der Länder für die gesundheit-
liche Versorgung innerhalb ihrer Landesgrenzen und damit
für die abgegrenzte Region ergibt sich aus den Artikeln 30
und 83 des Grundgesetzes.

Zu Buchstabe b (§ 143 Abs. 2 Satz 1)

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass sich die Befugnis
des Landes, eine Abgrenzung der Region durch Rechtsver-
ordnung vorzunehmen, auf eine Begrenzung der Region in-
nerhalb der Landesgrenzen (für die Verfahren nach § 145
und § 146) bezieht.

Zu Buchstabe c (§ 143 Abs. 3)

Für die Erstreckung einer Allgemeinen Ortskrankenkasse auf
die Gebiete mehrerer Länder ist nach geltendem Recht ein
Staatsvertrag erforderlich, der die Rechtsgrundlage für den
Erlass von übereinstimmenden Rechtsverordnungen aller be-
troffenen Länder darstellt. Der Staatsvertrag ist somit eine
konstitutive Voraussetzung für die Bildung eines länderüber-
greifenden Erstreckungsgebietes von Allgemeinen Ortskran-
kenkassen. Dies – die Bildung eines länderübergreifenden
Erstreckungsgebietes – ist wiederum die konstitutive Vor-
aussetzung für die länderübergreifende Vereinigung von
mehreren Allgemeinen Ortskrankenkassen. Kommt daher ein
Staatsvertrag nicht zustande, ist die Bildung eines länder-
übergreifenden Erstreckungsgebietes und – als Folge hier-
von – die länderübergreifende Vereinigung mehrerer Allge-
meinen Ortskrankenkassen nicht rechtsgültig.

Durch die Neuformulierung werden diese kausalen Zusam-
menhänge zwischen Abschluss eines Staatsvertrages, Bil-
dung des Erstreckungsgebietes und Vereinigung klargestellt.

Zu Nummer 2 (§ 144)

Zu den Buchstaben a und b (§ 144 Abs. 1 Satz 1, 2 und
Satz 3 – neu – und Abs. 1a
– neu –)

Die Vorschrift ist § 141 Abs. 1 Satz 1 SGB VI nachgebildet.
Die Ergänzung stellt klar, dass eine Vereinigung mehrerer
Kassen nur dann genehmigungsfähig ist, wenn die wirt-
schaftliche Situation oder die Leistungsfähigkeit der Fu-
sionskasse besser ist als die der sich vereinigenden Kassen.

Der Beschluss zur Vereinigung mit einer anderen Kranken-
kasse ist umfassend zu begründen. Insbesondere ist ein orga-
nisatorisches und personalwirtschaftliches sowie finanziel-
les Konzept vorzulegen, aus dem deutlich wird, wie die
fusionierenden Kassen zusammenwachsen sollen. Bisherige
Erfahrungen haben gezeigt, dass in mehreren Fällen Fusi-
onskassen trotz der Fusion viel zu lange in getrennten Orga-
nisationsstrukturen verharrten, so dass die angekündigten
Synergieeffekte nicht erreicht werden konnten. Durch die
Vorlage des Konzeptes soll sichergestellt werden, dass die
Fusionspartner das Zusammenwachsen der Kassen ernsthaft
und zeitnah verfolgen.

Im Einzelnen:

– Die zwischen den fusionierenden Krankenkassen ge-
schlossene Fusionsvereinbarung hat die Ziele der Fusion,
die zu treffenden Maßnahmen und die zur Umsetzung der
Maßnahmen notwendigen Vereinbarungen konkret zu
benennen; ggf. ist auch darzulegen, wie die einzelnen
Verwaltungsräte beteiligt werden bzw. welche anderen
Gremien den Fusionsprozess begleiten sollen. Ferner ist
die von der Fusion verursachte Kostenlast sowie der Zeit-
rahmen der Fusion darzulegen.

– In einer Übersicht zur künftigen Organisationsstruktur
und Stellenplanung sind der zukünftige Stellenbedarf und
die damit verbundenen Kosten offen zu legen.

– Die Dienstvereinbarungen der einzelnen fusionierenden
Krankenkassen sind einander gegenüberzustellen.

– Die zukünftige Geschäftsstellenstruktur ist standortbezo-
gen darzulegen.

– Es ist zu begründen, welche Synergieeffekte mit der Fu-
sion bezweckt werden.

– Die finanzielle Situation der fusionsbereiten (alten)
Krankenkassen und der Finanzstatus der fusionierten
(neuen) Krankenkasse (einschließlich einer Beitrags- und
Vermögensprognose und evtl. haftungsrechtlicher Fra-
gen) sind offen zu legen.

– Es ist darzulegen, wie der Fusionsprozess organisiert
werden soll (Beschlüsse, Beteiligung der Aufsicht usw.).

Darüber hinaus ist eine Beteiligung der betroffenen Auf-
sichtsbehörden bereits im Vorfeld von abschließenden
Fusionsbeschlüssen der Selbstverwaltungen sinnvoll und
erforderlich.

Ein Fusionsbeschluss ist nur dann genehmigungsfähig, wenn
hinreichend klar ist, welche konkreten Ziele und Wirkungen
mit der Fusion verbunden sind. Neben den organisatorischen
und personalwirtschaftlichen sowie finanz- und betriebs-
wirtschaftlichen Aspekten sind – im Hinblick auf die grund-
gesetzlich verankerte Zuständigkeit und Verantwortung der
Länder für die Gesundheitspolitik – insbesondere auch die
Auswirkungen einer Kassenfusion auf die regionalen ge-
sundheitlichen Versorgungsstrukturen konkret zu benennen.
So ist darzulegen, wie auch nach der Fusion eine Beratung
und Betreuung der Versicherten sichergestellt und eine – ggf.
über Ländergrenzen hinausreichende – aufeinander abge-
stimmte ambulante und stationäre regionale Versorgungs-
struktur gewährleistet werden kann. Hinsichtlich der finanz-
und betriebswirtschaftlichen Wirkungen der Fusion ist dar-
zulegen, ob die fusionierte Kasse eine für das Vertrags- und
Kostenmanagement günstige Betriebsgröße besitzt, ob die
Verwaltungskosten in einem vertretbaren Verhältnis zu den
künftigen Leistungsausgaben stehen werden, ob die
fusionierte Kasse über einen ausgeglichenen Haushalt (ein-
schließlich Rücklage) und einen wettbewerbsfähigen Bei-
tragssatz verfügen wird.

Zu Buchstabe c (§ 144 Abs. 3)

In Anlehnung an § 118 Abs. 1 Satz 3 SGB VII wird klarge-
stellt, dass die nach der Fusion zuständige Aufsichtsbehörde
die Satzung der fusionierten Krankenkasse sowie die Verein-
barung über die Rechtsbeziehungen zu Dritten zu genehmi-
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gen, die Mitglieder der Organe zu berufen und den Fusions-
zeitpunkt zu bestimmen hat.

Zu Nummer 3 (§ 145 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Durch die
Klarstellung in § 143 Abs. 2 und 3 bedarf es nicht mehr des
Verweises. § 145 Abs. 2 Nr. 2 Satz 2 ist daher zu streichen.

Zu Nummer 4 (§ 150)

Zu Buchstabe a (§ 150 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 – neu –)

Die Vorschrift ist § 141 Abs. 1 Satz 1 SGB VI nachgebildet.
Die Ergänzung stellt klar, dass eine Vereinigung mehrerer
Kassen nur dann genehmigungsfähig ist, wenn die wirt-
schaftliche Situation oder die Leistungsfähigkeit der Fu-
sionskasse besser ist als die der sich vereinigenden Kassen.

Zu Buchstabe b (§ 150 Abs. 3 – neu –)

Im Gegensatz zum Organisationsrecht der Allgemeinen
Ortskrankenkassen enthält das für Betriebs- und Innungs-
krankenkassen geltende Organisationsrecht (§§ 147 ff. bzw.
§§ 157 ff. SGB V) bislang keine dem § 143 Abs. 3 SGB V
vergleichbare Vorschrift. Im Falle einer geöffneten Betriebs-
oder Innungskrankenkasse wird deren Region durch § 173
Abs. 2 Satz 2 SGB V bestimmt, der auf § 143 Abs. 1 SGB V
verweist. § 173 Abs. 2 Satz 2 SGB V verweist jedoch nicht
auf § 143 Abs. 3 SGB V (Notwendigkeit eines Staatsver-
trages).

Eine analoge Anwendung des § 143 Abs. 3 bei länderüber-
greifenden Fusionen von Betriebs- oder Innungskrankenkas-
sen scheidet aus. Die analoge Anwendung einer Rechtsvor-
schrift setzt eine planwidrige Regelungslücke voraus. Zwar
ist eine Ungleichbehandlung zwischen Ortskrankenkassen
einerseits und Betriebs- und Innungskrankenkassen anderer-
seits nicht zu leugnen; denn während die Bildung länder-
übergreifender Ortskrankenkassen den Abschluss eines zwi-
schen allen betroffenen Ländern vereinbarten Staatsvertrages
voraussetzt, besteht diese Notwendigkeit bei Betriebs- und
Innungskrankenkassen nicht.

Diese Regelungslücke ist jedoch zum Zeitpunkt des In-
krafttretens des Gesundheitsstrukturgesetzes nicht plan-
widrig gewesen. Der Gesetzgeber hat es ausweislich der
amtlichen Begründung zum Gesundheitsstrukturgesetz für
sinnvoll gehalten, dass die Region einer Ortskrankenkasse
unter Umständen über die Grenze eines Landes hinaus-
reicht, da sich die Nachfrage nach Gesundheitsleistungen
nicht an den vorgegebenen Landesgrenzen orientiere. Die
Gesundheitseinrichtungen, insbesondere der Stadtstaaten,
würden in hohem Maße von den Versicherten der umlie-
genden Länder genutzt; die Regelung trage deshalb vor
allem auch den Bedürfnissen der Stadtstaaten Rechnung
(Bundestagsdrucksache 12/3608, Einzelbegründung zu
Artikel 1 Nr. 73 – § 143 – letzter Absatz des Gesundheits-
strukturgesetzes).

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesundheitsstruktur-
gesetzes traf diese Einschätzung nur auf die Ortskranken-
kassen zu. Betriebs- und Innungskrankenkassen konnte zum
damaligen Zeitpunkt kein allgemeiner Versorgungsauftrag
zuerkannt werden. Eine Notwendigkeit für einen Staats-

vertrag bei länderübergreifenden Fusionen von Betriebs-
bzw. Innungskrankenkassen bestand damals nicht.

Die Ausgangslage, die zu der oben beschriebenen gesetz-
lichen Ungleichbehandlung zwischen Allgemeinen Orts-
krankenkassen einerseits und Betriebs- bzw. Innungskran-
kenkassen andererseits führte, hat sich in der Zwischenzeit
jedoch erheblich gewandelt. Nach Einführung des Kas-
senwettbewerbs und der Kassenwahlrechte verfügen viele
geöffnete Betriebs- bzw. Innungskrankenkassen zwischen-
zeitlich über eine Mitgliederstruktur, die sich von der einer
so genannten Versorgerkasse nicht mehr grundsätzlich
unterscheidet. Angesichts dieser grundlegend veränderten
Mitgliederstrukturen ist eine nur auf Ortskrankenkassen be-
schränkte Anwendbarkeit des § 143 Abs. 3 SGB V für die
Zukunft nicht mehr begründbar. Sowohl im Hinblick auf die
versorgungspolitischen Interessen der Länder als auch un-
ter Beachtung der von der Verfassung den Ländern zu-
gewiesenen Verantwortung für die Gesundheitsstruktur ist
daher auch bei geöffneten Betriebs- bzw. Innungskranken-
kassen zukünftig der Abschluss eines zwischen allen betrof-
fenen Ländern zu schließenden Staatsvertrages als kons-
titutive Voraussetzung für länderübergreifende Fusionen
zwingend notwendig.

Durch eine Änderung des § 150 (bezüglich der Betriebs-
krankenkassen) und des § 160 SGB V (bezüglich der
Innungskrankenkassen) wird dies geregelt. Auch bei länder-
übergreifenden Vereinigungen bleiben die mit den Lan-
desgrenzen gleichgesetzten abgegrenzten Regionen im
Sinne von gesundheitlichen Versorgungsregionen der Län-
der bestehen.

Da sich Betriebs- und Innungskrankenkassen bereits heute
über verschiedene Regionen erstrecken, wird in § 150
Abs. 3 und § 160 Abs. 1 Satz 4 SGB V klargestellt, dass bei
diesen Kassenarten – sofern es sich um landesunmittelbare
Kassen handelt – eine länderübergreifende Fusion und damit
die Notwendigkeit eines Staatsvertrages nur dann besteht,
wenn die fusionierenden Kassen ihren jeweiligen Sitz
in verschiedenen Ländern haben.

Zu Nummer 5 (§ 160)

Zu Buchstabe a (§ 160 Abs. 1 Satz 1)

Die Vorschrift ist § 141 Abs. 1 Satz 1 SGB VI nachgebildet.
Die Ergänzung stellt klar, dass eine Vereinigung mehrerer
Kassen nur dann genehmigungsfähig ist, wenn die wirt-
schaftliche Situation oder die Leistungsfähigkeit der Fu-
sionskasse besser ist als die der sich vereinigenden Kassen.

Zu Buchstabe b (§ 160 Abs. 1 Satz 3)

Es handelt sich um eine Präzisierung des Gesetzeszitates.

Zu Buchstabe c (§ 160 Abs. 1 Satz 4 – neu –)

Auf die Begründung zu Nummer 4 Buchstabe b (§ 150
Abs. 3 – neu –) wird verwiesen.

Zu Nummer 6

Zu den Buchstaben a und b (§ 168 Abs. 3 Satz 1 und 2)

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen aufgrund der
Klarstellung des Begriffes der Region in § 143 Abs. 1 Satz 2.
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Zu Nummer 7 (§ 168a Abs. 1 Satz 1 und 3)

Zu Buchstabe a

Die Vorschrift in Satz 1 ist § 141 Abs. 1 Satz 1 SGB VI nach-
gebildet. Die Ergänzung stellt klar, dass eine Vereinigung
mehrerer Kassen nur dann genehmigungsfähig ist, wenn die
wirtschaftliche Situation oder die Leistungsfähigkeit der Fu-
sionskasse besser ist als die der sich vereinigenden Kassen.

Zu Buchstabe b

In Satz 3 erfolgt eine Präzisierung des Gesetzeszitates.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Dieses soll
am Tag nach der Verkündung erfolgen, um nicht weiteren
Fehlentwicklungen Vorschub zu leisten.
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Anlage 2

Stellungnahme der Bundesregierung

Die Bundesregierung nimmt zu dem Gesetzentwurf wie
folgt Stellung:

Der Gesetzentwurf enthält Regelungen zum Fusionsrecht
der Krankenkassen und damit zu einem wichtigen Teilbe-
reich des Organisationsrechts der Krankenkassen.

Auch nach Auffassung der Bundesregierung bedürfen die
Organisationsstrukturen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung einer stetigen Weiterentwicklung. Die Organisations-
strukturen der gesetzlichen Krankenversicherung müssen
gewährleisten, die Wirtschaftlichkeit der Versorgung der
Versicherten zu verbessern und das Solidarprinzip zu wah-
ren.

Eine sachgerechte und zukunftsorientierte Weiterentwick-
lung des Organisationsrechts der Krankenkassen bedarf
einer breit angelegten Diskussion mit allen Beteiligten. Not-
wendige Änderungen des Organisationsrechts der Kranken-
kassen können daher nicht für einzelne Teilbereiche jeweils
in separaten Gesetzgebungsverfahren umgesetzt, sondern
müssen in ein Gesamtkonzept eingebettet werden. In diesem

Zusammenhang ist auch dem berechtigten Anliegen der
Länder Rechnung zu tragen, ihre aufsichtsrechtlichen Ein-
wirkungsmöglichkeiten auf die gesetzlichen Krankenkassen
und damit auch auf die regionale Gesundheitsversorgung zu
erhalten. Das Fusionsrecht ist hierfür jedoch nicht der geeig-
nete Rahmen.

Die Vielzahl der bisher durchgeführten Kassenfusionen sind
ein Indiz dafür, dass derzeit keine Verfahrensregelungen er-
forderlich sind.

Zielsetzung der Bundesregierung ist es auch, die Möglich-
keit kassenartenübergreifender Fusionen zu prüfen.

Bis zu einer abschließenden Lösung würde das vorliegende
Gesetz für fusionswillige Krankenkassen und ihre Aufsichts-
behörden einen erheblichen Verwaltungsmehraufwand be-
deuten. Ziel der Bundesregierung ist es dagegen, in allen
Politikbereichen den Abbau von Bürokratie und unnötigen
Regulierungen voranzutreiben.

Daher lehnt die Bundesregierung den Gesetzentwurf ab.
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